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- Werkvertrag im kaufmännischen Bereich (B2B) 
Einsatz:
Die Errichterfirma erbringt eine 
Montageleistung bei einem Ge-
werbekunden.

Beispiel: 
Einbau einer Einbruchmeldean-
lage in einem Einzelhandelsge-
schäft.

 
 
§ 8 Eigentumsvorbehalt  
 

1. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum und das Verfügungsrecht 
an den eingebrachten Gegenständen bis zum Eingang sämtlicher Zah-
lungen aus dem Vertrag vor. Dies gilt insbesondere dann, wenn die ein-
gebrachten Gegenstände bei Einfügung nicht wesentlicher Bestandteil 
des Gebäudes oder des Grundstücks werden.  

2. Soweit die eingebrachten Gegenstände wesentliche Bestandteile des 
Gebäudes oder des Grundstückes des Auftraggebers geworden sind, 
verpflichtet sich der Auftraggeber, bei Nichteinhaltung der vereinbarten 
Zahlungstermine und ohne Vorliegen eigener Leistungsverweigerungs-
rechte dem Auftragnehmer die Demontage der Gegenstände, die ohne 
wesentliche Beeinträchtigung des Baukörpers ausgebaut werden kön-
nen, zu gestatten und ihm das Eigentum an diesen Gegenständen zu-
rück zu übertragen.  

3. Die Demontage und sonstigen Kosten gehen zu Lasten des Auftragge-
bers.  

4. Werden die vom Auftragnehmer eingebrachten Gegenstände als we-
sentliche Bestandteile mit einem Grundstück oder mit einem anderen 
Gegenstand verbunden oder verarbeitet, so tritt der Auftraggeber, falls 
durch die Verbindung oder Verarbeitung Forderungen oder Miteigentum 
entstehen, seine Forderungen oder sein Miteigentumsrecht an dem neu-
en Gegenstand in Höhe der Forderung des Auftragnehmers schon jetzt 
an den Auftragnehmer ab; Der Auftragnehmer nimmt diese Abtretung 
schon jetzt an. 

5. Übersteigt der Wert der Sicherheiten die Forderung des Auftragnehmers 
um mehr als 20 %, so wird dieser, auf Verlangen des Auftraggebers, in-
soweit Sicherheiten nach seiner Wahl freigeben. 

 
 
§ 9  Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
 

1. Die Gewährleistungsrechte des Auftraggebers sind ausgeschlossen, so-
weit dieser offensichtliche Mängel nicht innerhalb einer Frist von 14 Ta-
gen ab Abnahme des auftragsgegenständlichen Werkes schriftlich rügt. 

2. Bei einer Verletzung der Untersuchungs- und Rügepflicht gilt die Liefe-
rung bzw. die Leistung in Ansehung des betreffenden Mangels als ge-
nehmigt. 

3. Mängelansprüche des Auftraggebers für Bauleistungen verjähren in 5 
Jahren. Weitere Mängelansprüche verjähren in 12 Monaten nach erfolg-
ter Abnahme des auftragsgegenständlichen Werkes. Bei gebrauchten 
Sachen wird die Gewährleistungspflicht ausgeschlossen. Hierbei bleiben 
dem Auftraggeber jedoch Schadensersatzansprüche bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung von Leben, Körper und Ge-
sundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung 
des Auftragnehmers beruhen, unbenommen. Es gelten hierfür die ge-
setzlichen Verjährungsfristen. 

4. Soweit das Werk, trotz größter Sorgfalt, nicht die vereinbarte Beschaf-
fenheit hat, so kann der Auftragnehmer wählen, den Mangel zu beseiti-
gen oder eine mangelfreie Sache zu liefern. Der Auftraggeber hat jedoch 
einen Anspruch auf neuerliche Lieferung/Leistung, wenn ihm die Man-
gelbeseitigung nicht zumutbar ist. Nach erfolglosem Ablauf einer vom 
Auftraggeber dem Auftragnehmer gesetzten, angemessenen Frist zur 
Nacherfüllung, innerhalb derer der Auftragnehmer eine der Art des Man-
gels, seiner Komplexität und den sonstigen Umständen angemessene 
Anzahl von Nachbesserungsversuchen zusteht, ist der Auftraggeber 
nach seiner Wahl, berechtigt, Herabsetzung der Vergütung (Minderung) 
oder Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) zu verlangen oder 
den Mangelselbst zu beseitigen und den Ersatz seiner dafür erforderli-
chen Aufwendungen zu verlangen. Das Recht des Auftraggebers, neben 
dem Rücktritt in der gesetzlichen Weise Schadensersatz bzw. Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen zu fordern, bleibt unberührt. Die auf die Pla-
nungsphase entfallene Vergütung bleibt unberührt, es sei denn, der 
Mangel beruht auf einer bereits in dieser Phase von dem Auftragsneh-
mer begangenen Pflichtverletzung. 

5. Der Auftragnehmer macht darauf aufmerksam, dass eine absolut fehler-
freie Erstellung von Software, insbesondere komplexer Softwaresyste-
me, nach heutigem Stand der Technik nicht bzw. nicht mit zumutbaren 
Aufwendungen möglich ist. Gegenstand dieser Mangelhaftung ist ein 
Programm, das für den üblichen oder nach dem Vertrag vorausgesetz-
ten Gebrauch entsprechend der Programmbeschreibung tauglich ist. 

a) Der Auftragnehmer gewährleistet, dass der Programmträger bei der 
Übergabe an den Auftraggeber keine Material- und Herstellungsfehler 
hat. 

b) Zu beachten ist, dass eine Software während der Nutzung ständigen 
Verbesserungsbestrebungen unterworfen ist und daher u.U. in bestimm-
ten Abständen ein Update erfolgen muss. Dies stellt keinen Mangel dar, 
sondern ist eine systemimmanente Eigenschaft von Software. 

c) Werden Programme für kundeneigene Hardware eingesetzt, erstreckt  
sich die Mangelhaftung nur auf die gelieferte Software und nicht auf de-
ren Zusammenwirken mit der vom Auftraggeber beigestellten Hard- und 
Software. 

 

 
 
d) Werden Programme für kundeneigene Hardware eingesetzt, erstreckt  

sich die Mangelhaftung nur auf die gelieferte Software und nicht auf de-
ren Zusammenwirken mit der vom Auftraggeber beigestellten Hard- und 
Software. 

6. Zur Mängelbeseitigung hat der Auftraggeber die nach billigem Ermessen 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. 

7. Die Mangelhaftung bezieht sich nicht auf natürliche Abnutzung, ferner 
nicht auf Schäden, die infolge fehlender oder nachlässiger Behandlung, 
fehlender Wartung, übermäßiger Beanspruchung, Witterungseinflüssen, 
höherer Gewalt, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
ungeeigneten Baugrundes und solcher chemischen, physikalischen, 
elektromechanischen oder elektrischen Einflüsse (z.B. Überspannung) 
entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. 

8. Gebühren, die vom Netzbetreiber, Polizei, Feuerwehr oder Dritten auf-
grund der vereinbarten Lieferung und Leistung erhoben werden, gehen 
nicht zu Lasten des Auftragnehmers, wenn die Gebühren aufgrund einer 
nicht durch den Auftragnehmer zu vertretenen Weise entstanden sind. 

9. Vom Auftraggeber beabsichtigte Nutzungsänderungen sind dem Auf-
tragnehmer anzuzeigen und mit diesem abzustimmen. Unterlässt der 
Auftraggeber eine solche Anzeige oder Abstimmung, verliert er insoweit 
jeglichen Mangelhaftungsanspruch. 

10. Wurden beim Vertragsgegenstand Reparaturversuche, Instandset-
zungsarbeiten oder technische Änderungen durch den Auftraggeber 
oder Dritte vorgenommen, so trägt der Auftraggeber die Beweislast da-
für, dass der Sachmangel in der Sphäre des Auftragnehmers zu suchen 
ist. Gleiches gilt, wenn der Vertragsgegenstand vom Auftraggeber un-
sachgemäß bedient, nicht oder nur unzureichend instandgehalten bzw. 
entgegen den vertraglichen Vereinbarungen eingesetzt wurde. 

11. Für vom Auftraggeber beigestellte Produkte/Leistungen übernimmt der 
Auftragnehmer keine Mangelhaftung (z.B. vorhandene Verkabelung, Te-
lekommunikations- und Stromanschlüsse, sowie firmeneigene oder öf-
fentliche Kommunikationsnetzwerke). 

 
 
§ 10 Haftung 
 

1. Der Auftragnehmer haftet nach den gesetzlichen Vorschriften uneinge-
schränkt für Schäden, aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtver-
letzung seinerseits oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtver-
letzung seiner Erfüllungsgehilfen beruhen. 

2. Der Auftragnehmer haftet auch für Schäden, die durch leichte Fahrläs-
sigkeit verursacht werden, soweit diese Fahrlässigkeit die Verletzung 
solcher Vertragspflichten betrifft, deren Einhaltung für die Erreichung des 
Vertragszwecks von besonderer Bedeutung ist (Kardinalpflichten). Ver-
tragswesentlich ist die Verpflichtung zur rechtzeitigen Ausführung des 
von wesentlichen Mängeln freien Auftragsgegenstands, sowie Bera-
tungs-, Schutz- und Obliegenheitspflichten, die dem Auftraggeber die 
vertragsgemäße Verwendung des Auftragsgegenstands ermöglichen 
sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal des Auftrag-
gebers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schäden 
bezwecken. Der Auftragnehmer haftet jedoch nur, soweit die Schäden in 
typischer Weise mit dem Vertrag verbunden und vorhersehbar sind. Bei 
leichter fahrlässigen Verletzungen nicht vertragswesentlicher Neben-
pflichten haftet der Auftragnehmer im Übrigen nicht. Die in den Sätzen 1 
– 3 enthaltenen Haftungsbeschränkungen gelten auch, soweit die Haf-
tung für die gesetzlichen Vertreter, leitenden Angestellten und sonstigen 
Erfüllungsgehilfen betroffen ist. 

 
 
§ 11 Sonstiges 
 

1. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien un-
terliegen deutschem Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und der 
Verweisungsvorschriften des deutschen Internationalen Privatrechts. 

2. Erfüllungsort für Zahlungen des Auftraggebers ist der Sitz des Auftrag-
nehmers. 

3. Gerichtsstand für alle Ansprüche aus und im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Werkvertrag, über sein Zustandekommen, seine Wirksamkeit 
und Durchführung, ist der allgemeine Gerichtsstand des Auftragnehmers 
oder – nach Wahl des Auftragnehmers – der allgemeine Gerichtsstand 
des Auftraggebers. 

4. Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich bei der Erfüllung seiner Verpflich-
tungen anderer zuverlässiger Unternehmen zu bedienen. 

5.  Eine Beschaffungspflicht des Auftragnehmers für Ersatzteile besteht 
nicht, wenn diese nur mit einem unangemessenen wirtschaftlichen Auf-
wand verbunden ist bzw. eine Beschaffung tatsächlich unmöglich ist. 

6. Bei Übertragung über das öffentliche Fernsprechnetz oder andere Über-
tragungsmedien bietet der Auftragnehmer für die Herstellung und Ver-
fügbarkeit der Verbindung, sowie die Übertragung der Meldungen keine 
höhere, als die diesem Übertragungsdienst eigene Verfügbarkeit und Si-
cherheit. 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
- Werkvertrag im kaufmännischen Bereich (B2B) 

 
 
§ 1  Geltungsbereich 
 

1. Nachfolgende Auftragsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber 
Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öf-
fentlich-rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB. 
Sie gelten ab Auftragserteilung durch den Auftraggeber als anerkannter 
Vertragsbestandteil. Sämtliche Lieferungen, Leistungen und Angebote 
erfolgen ausschließlich aufgrund dieser AGB. 

2. Entgegenstehende oder von unseren Auftragsbedingungen abweichen-
de Bedingungen des Auftraggebers erkennen wir nur an, wenn wir aus-
drücklich schriftlich der Geltung zustimmen. 

3. Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte 
mit dem Auftraggeber im werkvertraglichen Bereich. 

 
 
§ 2  Vertragsinhalt und Vertragsabschluss 
 

1. Der Auftraggeber stellt den Auftragnehmer von allen Ansprüchen frei, die 
aufgrund von Beschreibungen und Werbeaussagen des Auftragneh-
mers, des Herstellers im Sinne des § 4 Abs. 1 oder 2 ProdHaftG oder ei-
nes Erfüllungsgehilfen oder Vertreters eines dieser Genannten geltend 
gemacht werden und welche ohne die Werbeaussage nicht oder nicht in 
dieser Höhe bestehen würden. Diese Regelung gilt unabhängig davon, 
ob die Beschreibung oder Werbeaussage vor oder nach Abschluss die-
ser Vereinbarung erfolgen. 

2. Ein Auftrag des Auftraggebers, der als Angebot gemäß § 145 BGB an-
zusehen ist, kann der Auftragnehmer innerhalb von 2 Wochen anneh-
men. 

 
 
§ 3  Überlassene Unterlagen 
 

Alle im Zusammenhang mit dem Angebot an den Auftraggeber überlas-
senen Unterlagen, wie z.B. Kalkulationen, Zeichnungen, Planungsunter-
lagen etc., verbleiben bis zum Vertragsschluss im Eigentum des Auf-
tragnehmers, im Übrigen behält er sich das Urheberrecht vor. Diese Un-
terlagen dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden, es sei denn, 
der Auftragnehmer erteilt dem Auftraggeber seine ausdrückliche schriftli-
che Zustimmung. Sollte der Vertrag nicht Zustandekommen, sind die 
Unterlagen unverzüglich an den Auftragnehmer herauszugeben. 

 
 
§ 4  Preise 
 

1. Die vom Auftragnehmer angegebenen Preise verstehen sich ohne ge-
setzliche Mehrwertsteuer, wenn die Mehrwertsteuer nicht ausdrücklich 
ausgewiesen wurde. Sofern sich die gesetzliche Mehrwertsteuer nach 
Vertragsschluss erhöhen sollte, ist der Auftragnehmer berechtigt, diese 
im gleichen Umfang zu erhöhen.  

2. Ist eine den Auftragnehmer bindende Preisabsprache zustande gekom-
men, kann dieser, wenn die Leistungen des Auftragnehmers erst mehr 
als vier Monate nach Vertragsschluss erbracht werden sollen, trotzdem 
die Preise berichtigen, wenn nachträglich die Lieferung oder Leistung 
durch neu hinzukommende öffentliche Abgaben, Nebengebühren, Frach-
ten oder deren Erhöhung oder andere gesetzliche Maßnahmen oder eine 
Änderung der Kostenfaktoren wie Lohn- und Materialkosten, auf denen 
die Preise des Auftragnehmers beruhen, mittelbar oder unmittelbar be-
troffen und verteuert wird.  

 
 

§ 5 Ausführung, Dauer der Leistungserbringung, Ge-
fahrübergang 

 

1. Die Ausführung beginnt nicht vor Klärung aller Ausführungseinzelheiten 
und Erfüllung aller sonstigen Voraussetzungen, die der Auftraggeber zu 
erbringen hat. 

2. Im Falle höherer Gewalt oder sonstiger außergewöhnlicher und unver-
schuldeter Umstände, welche nicht vom Auftragnehmer zu vertreten 
sind, auch wenn sie bei Vorlieferanten eintreten, verlängert sich, wenn 
der Auftragnehmer an der rechtzeitigen Erfüllung seiner Verpflichtung 
behindert ist, die Ausführungsfrist um die Dauer der Behinderung sowie 
einer angemessenen Anlaufzeit. Wird durch die genannten Umstände 
die Lieferung oder Leistung unmöglich bzw. steht dem Auftragnehmer 
ein Leistungsverweigerungsrecht aufgrund persönlicher oder praktischer 
Unzumutbarkeit zu, so wird der Auftragnehmer von der Verpflichtung frei, 
das Werk zu erstellen bzw. er wird von der Leistungsverpflichtung frei. 
Verlängert sich die Ausführungs- bzw. Leistungszeit oder wird der Auf-
tragnehmer von der Verpflichtung zur Ausführung bzw. Leistung frei, so 
kann der Auftraggeber hieraus keine Schadensersatzansprüche herlei-
ten. Auf die genannten Umstände kann sich der Auftragnehmer nur be-
rufen, wenn er den Auftraggeber unverzüglich benachrichtigt. Das Recht 
des Auftraggebers zum Rücktritt nach fruchtlosem Ablauf einer von ihm 
gesetzten angemessenen Nachfrist bleibt unberührt. 

3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, Aufträge durch Teilausführungen ab-
zuwickeln, soweit sie dem Auftraggeber zumutbar sind. Diese können 
gesondert abgerechnet werden. 

 
 
4. Die Gefahr geht mit Inbetriebnahme des Werks durch den Auftragneh-

mer, spätestens jedoch mit der Abnahme des Werks auf den Auftragge-
ber über. Wird vom Auftraggeber keine Abnahme verlangt, so gilt die 
Leistung mit Inbetriebnahme der Anlage als abgenommen. Vorgenann-
te Regelungen gelten auch für Teilabnahmen. Wegen geringfügiger 
Mängel kann die Abnahme nicht verweigert oder verzögert werden.  

5. Wenn die Abnahme der Leistung aus vom Auftraggeber zu vertretenden 
Gründen (Gläubigerverzug) verzögert wird, geht die Gefahr des Unter-
gangs für die Zeit der Verzögerung auf den Auftraggeber über. 

 
 
§ 6  Errichtung und Instandhaltung von Anlagen 
 

Für jede Art von Aufstellung, Montage und Instandhaltung gelten, soweit 
nicht anders schriftlich vereinbart worden ist, folgende Bestimmungen: 

 
1. Der Auftraggeber hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig 

zu stellen: 
 

1.1. Hilfsmannschaft wie Handlanger und, wenn nötig, auch Maurer, Zimmer-
leute, Schlosser, Kranführer, sonstige Facharbeiter mit dem von diesen 
benötigten Werkzeug in der erforderlichen Zahl, alle Erd-, Bettungs-, 
Stemm-, Gerüst- Verputz,- Maler- und sonstige branchenfremde Neben-
arbeiten, einschließlich der dazu benötigten Baustoffe, Betriebskraft und 
Wasser, einschließlich der erforderlichen Anschlüsse bis zur Verwen-
dungsstelle, Heizung und allgemeine Beleuchtung, bei der Montagestelle 
für die Aufbewahrung der Maschinenteile, Apparaturen, Materialien, 
Werkzeuge usw. genügend große, geeignete, trockene und verschließ-
bare Räume und für das Montagepersonal angemessene Arbeits- und 
Aufenthaltsräume, einschließlich entsprechender sanitärer Anlagen; im 
Übrigen hat der Auftraggeber zum Schutz des Auftragnehmers und des 
Besitzes des Montagepersonals des Auftragnehmers auf der Baustelle 
die Maßnahmen zu treffen, die er zum Schutz des eigenen Besitzes er-
greifen würde. Schutzkleider und Schutzvorrichtungen, die infolge be-
sonderer Umstände der Montagestelle erforderlich und für den Auftrag-
nehmer nicht branchenüblich sind. 

1.2. 5 Arbeitstage vor Beginn der Montagearbeiten hat der Auftraggeber die 
nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter Strom-, Gas-, Was-
serleitungen oder ähnlicher Anlagen, sowie die erforderlichen statischen 
Angaben, unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. Sollte aufgrund un-
vollständiger oder fehlerhafter Angaben des Auftragsnehmers ein Scha-
den entstehen, stellt der Auftragnehmer den Auftraggeber von jeglicher 
Haftung frei. 

1.3. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Aufstellern und seinem Montage-
personal die geleisteten Arbeiten nach Wahl des Auftragnehmers täglich 
oder wöchentlich zu bescheinigen. Er bestätigt ferner auf vom Auftrag-
nehmer gestellten Formularen die Beendigung der Aufstellung oder Mon-
tage. 

1.4. Die Kosten der sachgemäßen, umweltschutzbedingten Entsorgung von 
eingebauten Teilen und Komponenten, die ausgebaut oder ersetzt wer-
den müssen, trägt der Auftraggeber. 

2. Falls der Auftragnehmer die Montage oder Instandhaltung gegen Einzel-
berechnung übernommen hat, gelten außer den Bestimmungen unter 1. 
noch die nachfolgenden Bedingungen als vereinbart: 

2.1. Der Auftraggeber vergütet die dem Auftragnehmer bei der Auftragsertei-
lung vereinbarten Verrechnungssätze für Arbeitszeit und Zuschläge für 
Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, für Arbeiten unter erschwerten 
Umständen, sowie für Planung, Überwachung und Dokumentation.  Dies 
gilt entsprechend für den Verbrauch von Material, einschließlich Ver-
schnitt, sowie für den Aufbau und den Anschluss der Einrichtung. 

2.2. Vorbereitungs-, Reise- und Laufzeiten und Rückmeldungen gelten als 
Arbeitszeit, wobei für An- und Abfahrten, hierzu zählen insbesondere 
Lohn- und Fahrzeugkosten, der tatsächliche Aufwand berechnet  wird. 

2.3. Ferner werden folgende Kosten gesondert vergütet: 
Reisekosten, Kosten für den Transport des Handwerkszeugs und des 
persönlichen Gepäcks, für Fracht und Verpackung, für die Anlieferung 
der gesamten Materialien und Geräte, sowie bestellte technische Unter-
lagen; beim Auftragnehmer übliche Auslösungen und Zulagen für die Ar-
beitszeit sowie für Ruhe- und Feiertage. 

3. Zur Diagnose und Behebung von zeitweise auftretenden (intermittieren-
den) Fehlern können wiederholte Überprüfungen und Werkleistungen er-
forderlich werden. Der Auftraggeber hat insoweit die Kosten auch von 
mehrmaligen Einsätzen des Auftragnehmers zu tragen. 

 
§ 7 Rücktritt 
 

Tritt der Auftraggeber vom Vertrag zurück (Abbestellung), ohne dass der 
Auftragnehmer ihm einen Grund dazu gegeben hat, oder erklärt der Auf-
traggeber den Rücktritt des Vertrages, aus Gründen, die von ihm zu ver-
treten sind, so verpflichtet er sich, die bereits angefallenen Kosten, sowie 
darüber hinaus den entgangenen Gewinn mit einem Pauschalbetrag von 
max. 15 % des vereinbarten Werklohns zu vergüten. Dem Auftraggeber 
bleibt der Nachweis vorbehalten, dass Kosten und Gewinn nicht oder 
nicht in dieser Höhe entstanden bzw. entgangen sind. Danach erfolgt 
Berechnung nur in nachgewiesener Höhe. 

 

- Werkvertrag im nicht-kaufmännischen Bereich (B2C)
Einsatz:
Die Errichterfirma erbringt eine 
Montageleistung bei einem Pri-
vatkunden.

Beispiel: 
Einbau einer Einbruchmeldean-
lage in einem Einfamilienhaus.

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
- Werkvertrag im nicht-kaufmännischen Bereich (B2C) 

 
 
§ 1  Vertragsabschluss und Vertragsinhalt 
 

1. Der vom Auftraggeber unterzeichnete Auftrag ist ein bindendes Angebot. 
Der Auftragnehmer kann dieses Angebot innerhalb von zwei Wochen 
annehmen. Vertragsgegenstand ist das herzustellende Werk. Bezüglich 
der Beschaffenheit gilt die Angebotsbeschreibung. 

 
 
§ 2  Überlassene Unterlagen 
 

Alle im Zusammenhang mit dem Angebot an den Auftraggeber überlas-
senen Unterlagen, wie z.B. Kalkulationen, Zeichnungen, Planungsunter-
lagen etc., verbleiben bis zum Vertragsschluss im Eigentum des Auf-
tragnehmers, im Übrigen behält er sich das Urheberrecht vor. Diese Un-
terlagen dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden, es sei denn, 
der Auftragnehmer erteilt dem Auftraggeber seine ausdrückliche schriftli-
che Zustimmung. Sollte der Vertrag nicht Zustandekommen, sind die 
Unterlagen unverzüglich an den Auftragnehmer herauszugeben. 

 
 

§ 3  Preise 
 

1. Die Vergütung ist im Angebot beziffert. 
2. Der vom Auftragnehmer angegebene Preis versteht sich mit gesetzlicher 

Mehrwertsteuer. Sofern sich die gesetzliche Mehrwertsteuer nach Ver-
tragsschluss erhöhen sollte, ist der Auftragnehmer berechtigt, diese im 
gleichen Umfang zu erhöhen. 

 
 
§ 4  Ausführung, Dauer der Leistungserbringung,  
 Gefahrübergang 
 

1. Die Ausführung beginnt nicht vor Klärung aller Ausführungseinzelheiten 
und Erfüllung aller sonstigen Voraussetzungen, die der Auftraggeber zu 
erbringen hat. 

2. Im Falle höherer Gewalt oder sonstiger außergewöhnlicher und unver-
schuldeter Umstände, welche nicht vom Auftragnehmer zu vertreten 
sind, auch wenn sie bei Vorlieferanten eintreten, verlängert sich, wenn 
der Auftragnehmer an der rechtzeitigen Erfüllung seiner Verpflichtung 
behindert ist, die Ausführungsfrist um die Dauer der Behinderung sowie 
einer angemessenen Anlaufzeit. Wird durch die genannten Umstände 
die Lieferung oder Leistung unmöglich bzw. steht dem Auftragnehmer 
ein Leistungsverweigerungsrecht aufgrund persönlicher oder praktischer 
Unzumutbarkeit zu, so wird der Auftragnehmer von der Verpflichtung frei, 
das Werk zu erstellen bzw. er wird von der Leistungsverpflichtung frei. 
Verlängert sich die Ausführungs- bzw. Leistungszeit oder wird der Auf-
tragnehmer von der Verpflichtung zur Ausführung bzw. Leistung frei, so 
kann der Auftraggeber hieraus keine Schadensersatzansprüche herlei-
ten. Auf die genannten Umstände kann sich der Auftragnehmer nur be-
rufen, wenn er den Auftraggeber unverzüglich benachrichtigt. Das Recht 
des Auftraggebers zum Rücktritt nach fruchtlosem Ablauf einer von ihm 
gesetzten angemessenen Nachfrist bleibt unberührt. 

3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, Aufträge durch Teilausführungen ab-
zuwickeln, soweit sie dem Auftraggeber zumutbar sind. Diese können 
gesondert abgerechnet werden. 

4. Die Gefahr geht mit Inbetriebnahme des Werks durch den Auftragneh-
mer, spätestens jedoch mit der Abnahme des Werks auf den Auftragge-
ber über. Wird vom Auftraggeber keine Abnahme verlangt, so gilt die 
Leistung mit Inbetriebnahme der Anlage als abgenommen. Vorgenannte 
Regelungen gelten auch für Teilabnahmen. Wegen geringfügiger Mängel 
kann die Abnahme nicht verweigert oder verzögert werden.  

5. Wenn die Abnahme der Leistung aus vom Auftraggeber zu vertretenden 
Gründen (Gläubigerverzug) verzögert wird, geht die Gefahr des Unter-
gangs für die Zeit der Verzögerung auf den Auftraggeber über. 

 
 
§ 5  Errichtung und Instandhaltung von Anlagen 
 

Für jede Art von Aufstellung, Montage und Instandhaltung gelten, soweit 
nicht anders schriftlich vereinbart worden ist, folgende Bestimmungen: 

 
1. Der Auftraggeber hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig 

zu stellen: 
 

1.1. Hilfsmannschaft wie Handlanger und, wenn nötig, auch Maurer, Zimmer-
leute, Schlosser, Kranführer, sonstige Facharbeiter mit dem von diesen 
benötigten Werkzeug in der erforderlichen Zahl, alle Erd-, Bettungs-, 
Stemm-, Gerüst- Verputz,- Maler- und sonstige branchenfremde Neben-
arbeiten, einschließlich der dazu benötigten Baustoffe, Betriebskraft und 
Wasser, einschließlich der erforderlichen Anschlüsse bis zur Verwen-
dungsstelle, Heizung und allgemeine Beleuchtung, bei der Montagestelle 
für die Aufbewahrung der Maschinenteile, Apparaturen, Materialien, 
Werkzeuge usw. genügend große, geeignete, trockene und verschließ-
bare Räume und für das Montagepersonal angemessene Arbeits- und 
Aufenthaltsräume, einschließlich entsprechender sanitärer Anlagen; im 
Übrigen hat der Auftraggeber zum Schutz des Auftragnehmers und des 
Besitzes des Montagepersonals des Auftragnehmers auf der Baustelle  

 
 
1.2. die Maßnahmen zu treffen, die er zum Schutz des eigenen Besitzes er-

greifen würde. Schutzkleider und Schutzvorrichtungen, die infolge be-
sonderer Umstände der Montagestelle erforderlich und für den Auftrag-
nehmer nicht branchenüblich sind. 

1.3. 5 Arbeitstage vor Beginn der Montagearbeiten hat der Auftraggeber die 
nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter Strom-, Gas-, Was-
serleitungen oder ähnlicher Anlagen, sowie die erforderlichen statischen 
Angaben, unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. Sollte aufgrund un-
vollständiger oder fehlerhafter Angaben des Auftragsnehmers ein Scha-
den entstehen, stellt der Auftragnehmer den Auftraggeber von jeglicher 
Haftung frei. 

1.4. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Aufstellern und seinem Montage-
personal die geleisteten Arbeiten nach Wahl des Auftragnehmers täglich 
oder wöchentlich zu bescheinigen. Er bestätigt ferner auf vom Auftrag-
nehmer gestellten Formularen die Beendigung der Aufstellung oder Mon-
tage. 

1.5. Die Kosten der sachgemäßen, umweltschutzbedingten Entsorgung von 
eingebauten Teilen und Komponenten, die ausgebaut oder ersetzt wer-
den müssen, trägt der Auftraggeber. 

2. Falls der Auftragnehmer die Montage oder Instandhaltung gegen Einzel-
berechnung übernommen hat, gelten außer den Bestimmungen unter 1. 
noch die nachfolgenden Bedingungen als vereinbart: 

 

2.1. Der Auftraggeber vergütet die dem Auftragnehmer bei der Auftragsertei-
lung vereinbarten Verrechnungssätze für Arbeitszeit und Zuschläge für 
Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, für Arbeiten unter erschwerten 
Umständen, sowie für Planung, Überwachung und Dokumentation. Dies 
gilt entsprechend für den Verbrauch von Material, einschließlich Ver-
schnitt, sowie für den Aufbau und den Anschluss der Einrichtung. 

2.2. Vorbereitungs-, Reise- und Laufzeiten und Rückmeldungen gelten als 
Arbeitszeit, wobei für An- und Abfahrten, hierzu zählen insbesondere 
Lohn- und Fahrzeugkosten, der tatsächliche Aufwand berechnet  wird. 

2.3. Ferner werden folgende Kosten gesondert vergütet: 
Reisekosten, Kosten für den Transport des Handwerkszeugs und des 
persönlichen Gepäcks, für Fracht und Verpackung, für die Anlieferung 
der gesamten Materialien und Geräte, sowie bestellte technische Unter-
lagen; beim Auftragnehmer übliche Auslösungen und Zulagen für die Ar-
beitszeit sowie für Ruhe- und Feiertage. 

3. Zur Diagnose und Behebung von zeitweise auftretenden (intermittieren-
den) Fehlern können wiederholte Überprüfungen und Werkleistungen er-
forderlich werden. Der Auftraggeber hat insoweit die Kosten auch von 
mehrmaligen Einsätzen des Auftragnehmers zu tragen. 
 
 

§ 6  Rücktritt 
 

Tritt der Auftraggeber vom Vertrag zurück (Abbestellung), ohne 
dass der Auftragnehmer ihm einen Grund dazu gegeben hat, oder 
erklärt der Auftraggeber den Rücktritt des Vertrages, aus Grün-
den, die von ihm zu vertreten sind, so verpflichtet er sich, die be-
reits angefallenen Kosten, sowie darüber hinaus den entgangenen 
Gewinn mit einem Pauschalbetrag von max. 15 % des vereinbar-
ten Werklohns zu vergüten. Dem Auftraggeber bleibt der Nach-
weis vorbehalten, dass Kosten und Gewinn nicht oder nicht in die-
ser Höhe entstanden bzw. entgangen sind. Danach erfolgt Be-
rechnung nur in nachgewiesener Höhe. 
 
 

§ 7  Eigentumsvorbehalt  
 

1. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum und das Verfügungsrecht 
an den eingebrachten Gegenständen bis zum Eingang sämtlicher Zah-
lungen aus dem Vertrag vor. Dies gilt insbesondere dann, wenn die ein-
gebrachten Gegenstände bei Einfügung nicht wesentlicher Bestandteil 
des Gebäudes oder des Grundstücks werden.  

2.  Soweit die eingebrachten Gegenstände wesentliche Bestandteile des 
Gebäudes oder des Grundstückes des Auftraggebers geworden sind, 
verpflichtet sich der Auftraggeber, bei Nichteinhaltung der vereinbarten 
Zahlungstermine und ohne Vorliegen eigener Leistungsverweigerungs-
rechte dem Auftragnehmer die Demontage der Gegenstände, die ohne 
wesentliche Beeinträchtigung des Baukörpers ausgebaut werden kön-
nen, zu gestatten und ihm das Eigentum an diesen Gegenständen zu-
rück zu übertragen.  

3. Die Demontage und sonstigen Kosten gehen zu Lasten des Auftragge-
bers.  

4. Werden die vom Auftragnehmer eingebrachten Gegenstände als we-
sentliche Bestandteile mit einem Grundstück oder mit einem anderen 
Gegenstand verbunden oder verarbeitet, so tritt der Auftraggeber, falls 
durch die Verbindung oder Verarbeitung Forderungen oder Miteigentum 
entstehen, seine Forderungen oder sein Miteigentumsrecht an dem neu-
en Gegenstand in Höhe der Forderung des Auftragnehmers schon jetzt 
an den Auftragnehmer ab; Der Auftragnehmer nimmt diese Abtretung 
schon jetzt an. 

5. Übersteigt der Wert der Sicherheiten die Forderung des Auftragnehmers 
um mehr als 20 %, so wird dieser, auf Verlangen des Auftraggebers, in-
soweit Sicherheiten nach seiner Wahl freigeben. 

 

 

 

§ 8  Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
 

1. Mängelansprüche des Auftraggebers für Bauleistungen verjähren in 5 
Jahren, weitere Mängelansprüche verjähren in 2 Jahren nach erfolgter 
Abnahme des auftragsgegenständlichen Werkes, bei gebrauchten Sa-
chen verkürzt sie sich auf ein Jahr. Hierbei bleiben dem Auftraggeber je-
doch Schadensersatzansprüche bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit 
sowie bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, die auf einer 
vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des Auftragnehmers 
beruhen, unbenommen. Es gelten hierfür die gesetzlichen Verjährungs-
fristen. 

2. Soweit das Werk, trotz größter Sorgfalt, nicht die vereinbarte Beschaf-
fenheit hat, so kann der Auftragnehmer wählen, den Mangel zu beseiti-
gen oder eine mangelfreie Sache zu liefern. Der Auftraggeber hat jedoch 
einen Anspruch auf neuerliche Lieferung/Leistung, wenn ihm die Man-
gelbeseitigung nicht zumutbar ist. Nach erfolglosem Ablauf einer vom 
Auftraggeber dem Auftragnehmer gesetzten, angemessenen Frist zur 
Nacherfüllung, innerhalb derer der Auftragnehmer eine der Art des Man-
gels, seiner Komplexität und den sonstigen Umständen angemessene 
Anzahl von Nachbesserungsversuchen zusteht, ist der Auftraggeber 
nach seiner Wahl, berechtigt, Herabsetzung der Vergütung (Minderung) 
oder Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) zu verlangen oder 
den Mangelselbst zu beseitigen und den Ersatz seiner dafür erforderli-
chen Aufwendungen zu verlangen. Das Recht des Auftraggebers, neben 
dem Rücktritt in der gesetzlichen Weise Schadensersatz bzw. Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen zu fordern, bleibt unberührt. Die auf die Pla-
nungsphase entfallene Vergütung bleibt unberührt, es sei denn, der 
Mangel beruht auf einer bereits in dieser Phase von dem Auftragsneh-
mer begangenen Pflichtverletzung. 

3. Der Auftragnehmer macht darauf aufmerksam, dass eine absolut fehler-
freie Erstellung von Software insbesondere komplexer Softwaresysteme, 
nach heutigem Stand der Technik nicht bzw. nicht mit zumutbaren Auf-
wendungen möglich ist. Gegenstand dieser Mangelhaftung ist ein Pro-
gramm, das für den üblichen oder nach dem Vertrag vorausgesetzten 
Gebrauch entsprechend der Programmbeschreibung tauglich ist. 

a) Der Auftragnehmer gewährleistet, dass der Programmträger bei der 
Übergabe an den Auftraggeber keine Material- und Herstellungsfehler 
hat. 

b) Zu beachten ist, dass eine Software während der Nutzung ständigen 
Verbesserungsbestrebungen unterworfen ist und daher u.U. in bestimm-
ten Abständen ein Update erfolgen muss. Dies stellt keinen Mangel dar, 
sondern ist eine systemimmanente Eigenschaft von Software. 

c) Werden Programme für kundeneigene Hardware eingesetzt, erstreckt 
sich die Mangelhaftung nur auf die gelieferte Software und nicht auf de-
ren Zusammenwirken mit der vom Auftraggeber beigestellten Hard- und 
Software. 

4. Zur Mängelbeseitigung hat der Auftraggeber die nach billigem Ermessen 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. 

5. Die Mangelhaftung bezieht sich nicht auf natürliche Abnutzung, ferner 
nicht auf Schäden, die infolge fehlender oder nachlässiger Behandlung, 
fehlender Wartung, übermäßiger Beanspruchung, Witterungseinflüssen, 
höherer Gewalt, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
ungeeigneten Baugrundes und solcher chemischen, physikalischen, 
elektromechanischen oder elektrischen Einflüsse (z.B. Überspannung) 
entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. 

6. Gebühren, die vom Netzbetreiber, Polizei, Feuerwehr oder Dritten auf-
grund der vereinbarten Lieferung und Leistung erhoben werden, gehen 
nicht zu Lasten des Auftragnehmers, wenn die Gebühren aufgrund einer 
nicht durch den Auftragnehmer zu vertretenen Weise entstanden sind. 

7. Vom Auftraggeber beabsichtigte Nutzungsänderungen sind dem Auf-
tragnehmer anzuzeigen und mit diesem abzustimmen.  
 

 
 

 
 
 

 
 
Unterlässt der Auftraggeber eine solche Anzeige oder Abstimmung, ver-
liert er insoweit jeglichen Mangelhaftungsanspruch. 

 

8. Für vom Auftraggeber beigestellte Produkte/Leistungen übernimmt der 
Auftragnehmer keine Mangelhaftung (z.B. vorhandene Verkabelung, Te-
lekommunikations- und Stromanschlüsse, sowie firmeneigene oder öf-
fentliche Kommunikationsnetzwerke). 

 
 
§ 9  Haftung 
 

1. Der Auftragnehmer haftet unbeschadet vorstehender Regelungen und 
der nachfolgenden Haftungsbeschränkungen uneingeschränkt für Schä-
den an Leben, Körper und Gesundheit, die auf einer fahrlässigen oder 
vorsätzlichen Pflichtverletzung seiner gesetzlichen Vertretern oder seiner 
Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie für Schäden, die von der Haftung 
nach dem Produkthaftungsgesetz umfasst werden, sowie für alle Schä-
den, die auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzungen 
sowie Arglist, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehil-
fen beruhen. Soweit der Auftragnehmer bezüglich der Ware oder Teile 
derselben eine Beschaffenheits- und/oder Haltbarkeitsgarantie abgege-
ben hat, haftet er auch im Rahmen dieser Garantie. Für Schäden, die auf 
dem Fehlen der garantierten Beschaffenheit oder Haltbarkeit beruhen, 
aber nicht unmittelbar an der Ware eintreten, haftet der Auftragnehmer 
allerdings nur dann, wenn das Risiko eines solchen Schadens ersichtlich 
von der Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantie erfasst ist. 

2. Der Auftragnehmer haftet auch für Schäden, die durch leichte Fahrläs-
sigkeit verursacht werden, soweit diese Fahrlässigkeit die Verletzung 
solcher Vertragspflichten betrifft, deren Einhaltung für die Erreichung des 
Vertragszwecks von besonderer Bedeutung ist (Kardinalpflichten). Ver-
tragswesentlich ist die Verpflichtung zur rechtzeitigen Ausführung des 
von wesentlichen Mängeln freien Auftragsgegenstands, sowie Bera-
tungs-, Schutz- und Obliegenheitspflichten, die dem Auftraggeber die 
vertragsgemäße Verwendung des Auftragsgegenstands ermöglichen 
sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal des Auftrag-
gebers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schäden 
bezwecken. Der Auftragnehmer haftet jedoch nur, soweit die Schäden in 
typischer Weise mit dem Vertrag verbunden und vorhersehbar sind. Bei 
leichter fahrlässigen Verletzungen nicht vertragswesentlicher Neben-
pflichten haftet der Auftragnehmer im Übrigen nicht. Die in den Sätzen 1 
– 3 enthaltenen Haftungsbeschränkungen gelten auch, soweit die Haf-
tung für die gesetzlichen Vertreter, leitenden Angestellten und sonstigen 
Erfüllungsgehilfen betroffen ist. 

3. Eine weitergehende Haftung ist ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur des 
geltend gemachten Anspruchs ausgeschlossen. Soweit die Haftung 
ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche 
Haftung der Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfül-
lungsgehilfen des Auftragnehmers. 

 
 
§ 10 Sonstiges 
 

1. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien un-
terliegen deutschem Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und der 
Verweisungsvorschriften des deutschen Internationalen Privatrechts. 

2. Bei Übertragung über das öffentliche Fernsprechnetz oder andere Über-
tragungsmedien bietet der Auftragnehmer für die Herstellung und Ver-
fügbarkeit der Verbindung, sowie die Übertragung der Meldungen keine 
höhere, als die diesem Übertragungsdienst eigene Verfügbarkeit und Si-
cherheit. 
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- Kaufvertrag im kaufmännischen Bereich (B2B)
Einsatz:
Die Errichterfirma verkauft ein 
Gerät ohne Montageleistung an 
einen gewerblichen Kunden.

Beispiel: 
Verkauf einer Videoüberwa-
chungskamera ohne Montage 
an einen Gewerbekunden.

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
- Kaufvertrag im kaufmännischen Bereich (B2B) 
 
§ 1  Geltungsbereich 
 

1. Nachfolgende Auftragsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unter-
nehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB. Sie gelten ab 
Auftragserteilung durch den Auftraggeber als anerkannter Vertragsbestandteil. 
Sämtliche Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen ausschließlich auf-
grund dieser AGB. 

2. Die Verkaufsbedingungen gelten ab Annahmeerklärung durch den Verkäufer 
als anerkannter Vertragsbestandteil. Sämtliche Lieferungen, Leistungen und 
Angebote erfolgen ausschließlich aufgrund dieser AGB. 

3. Entgegenstehende oder von unseren Verkaufsbedingungen abweichende Be-
dingungen des Käufers erkennen wir nur an, wenn wir ausdrücklich schriftlich 
der Geltung zustimmen. 

4. Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte mit 
dem Käufer im kaufvertraglichen Bereich. 

 
§ 2 Vertragsinhalt und Vertragsabschluss 
 

1. Der Käufer stellt den Verkäufer von allen Ansprüchen frei die aufgrund von 
Beschreibungen und Werbeaussagen des Verkäufers, des Herstellers im Sin-
ne des § 4 Abs. 1 oder 2 ProdHaftG oder eines Gehilfen eines dieser Ge-
nannten geltend gemacht werden und welche ohne die Werbeaussage nicht 
oder nicht in dieser Höhe bestehen würden. Diese Regelung gilt unabhängig 
davon, ob die Beschreibung oder Werbeaussage vor oder nach Abschluss 
dieser Vereinbarung erfolgen. 

2. Eine Bestellung des Käufers, die als Angebot gemäß § 145 BGB anzusehen 
ist, kann der Verkäufer innerhalb von 2 Wochen annehmen. 

 
§ 3  Überlassene Unterlagen 

 

Alle im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag dem Käufer überlassenen Unter-
lagen, wie z.B. Kalkulationen, Zeichnungen, Planungsunterlagen etc., verblei-
ben bis zum Vertragsschluss im Eigentum des Verkäufers, im Übrigen behält 
er sich das Urheberrecht vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten nicht zugänglich 
gemacht werden, es sei denn, der Verkäufer erteilt dem Käufer seine aus-
drückliche schriftliche Zustimmung. Sollte der Vertrag nicht Zustandekommen, 
sind die Unterlagen unverzüglich an den Verkäufer herauszugeben. 

 
§ 4  Preise 
 

Die vom Verkäufer angegebenen Preise verstehen sich ohne gesetzliche 
Mehrwertsteuer, wenn die Mehrwertsteuer nicht ausdrücklich ausgewiesen 
wurde. Sofern sich die gesetzliche Mehrwertsteuer nach Vertragsschluss er-
höhen sollte, ist der Verkäufer berechtigt, diese im gleichen Umfang zu erhö-
hen. Die Preise verstehen sich zudem ab Werk, bzw. ab Lager. Liefer- und 
Versandkosten sind in den Preisen nicht enthalten. 

 
§ 5  Lieferzeiten, Lieferung, Gefahrübergang 
 
1. Die Lieferzeit beginnt mit dem Tage des Zugangs der vorbehaltlosen Kaufbe-

stätigung des Käufers beim Verkäufer. Dies setzt auch die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers voraus. Die Ein-
rede des nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. 

2. Der Verkäufer ist berechtigt, Bestellungen durch Teillieferungen abzuwickeln. 
Sie sind gesondert zu bezahlen, soweit es dem Käufer nicht unzumutbar ist. 

3. Erfüllungsort bei Abschluss eines Kaufvertrages ist die Niederlassung des 
Verkäufers.  Der Käufer trägt die Kosten der Versendung des Kaufgegenstan-
des. Wenn keine Vereinbarungen über den Versand getroffen sind, erfolgt 
dieser nach Ermessen des Verkäufers, wobei der Verkäufer nicht verpflichtet 
ist, die günstigste Versendungsart zu wählen. 

4. Die Gefahr des Untergangs oder der Beschädigung der Ware geht auf den 
Käufer über, sobald die Ware das Werk bzw. Lager verlässt. Auf Wunsch des 
Käufers wird die Ware auf seine Kosten gegen Bruch-, Transport- und Feuer-
schäden versichert.   

 
§ 6  Zurückbehaltungsrechte 
 

Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist der Käufer nur befugt, so-
weit sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 

 
§ 7  Eigentumsvorbehalt 
 

1. Der Verkäufer behält sich das Eigentum an der gelieferten Sache bis zur voll-
ständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. Dies 
gilt auch für alle zukünftigen Lieferungen, auch wenn der Verkäufer sich nicht 
stets ausdrücklich hierauf beruft. Der Verkäufer ist berechtigt, die Kaufsache 
zurückzunehmen, wenn der Käufer sich vertragswidrig verhält. 

2. Der Käufer ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn überge-
gangen ist, die Kaufsache pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er bei 
hochwertigen Gütern verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, 
Feuer- und Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Müssen 
Wartungs- und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Käufer diese 
auf eigene Kosten rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch nicht 
übergegangen ist, hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, wenn der gelieferte Gegenstand gepfändet oder sonstigen 
Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem 

Verkäufer die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß 
§ 771 ZPO zu erstatten, haftet der Käufer für den entstandenen Ausfall.  

3. Der Käufer ist nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebes, 
und solange er nicht in Verzug ist, berechtigt, die Vorbehaltsware weiter zu 
verarbeiten, mit anderen Sachen zu verbinden und zu vermischen oder weiter 
zu veräußern. Sofern die Kaufsache mit anderen, dem Verkäufer nicht gehö-
renden Gegenständen verarbeitet wird, erwerben der Verkäufer das Miteigen-
tum an der neuen Sache im Verhältnis des objektiven Wertes der Kaufsache 
zu den anderen bearbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Das-
selbe gilt für den Fall der Vermischung. Sofern die Vermischung in der Weise 
erfolgt, dass die Sache des Käufers als Hauptsache anzusehen ist, gilt als 
vereinbart, dass der Käufer dem Verkäufer anteilmäßig Miteigentum überträgt 
und das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum verwahrt. Zur Si-
cherung dieser Forderungen gegen den Käufer, tritt der Käufer auch solche 
Forderungen an den Verkäufer ab, die ihm durch die Verbindung der Vorbe-
haltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen. Der Verkäu-
fer nimmt diese Abtretung schon jetzt an. Jede anderweitige Verfügung über 
die Vorbehaltsware ist unzulässig. Stundet der Käufer seinem Abnehmer den 
Kaufpreis, so hat er sich gegenüber diesem das Eigentum an der Vorbehalts-
ware zu den gleichen Bedingungen vorzubehalten, unter denen sich der Ver-
käufer gegenüber ihm das Eigentum bei Lieferung der Vorbehaltsware vorbe-
halten hat. Anderenfalls ist der Käufer zur Weiterveräußerung nicht ermäch-
tigt. 

4. Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlan-
gen des Käufers freizugeben, soweit ihr Wert die zu sichernden Forderungen 
um mehr als 20 % übersteigt. 

 
§ 8  Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
 

1. Zur Wahrung seiner Gewährleistungsrechte ist der Käufer verpflichtet, seinen 
nach § 377 HGB geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ord-
nungsgemäß nachzukommen. 

2. Mängelansprüche des Käufers verjähren in 12 Monaten nach erfolgter Liefe-
rung der Ware beim Käufer. Bei gebrauchten Waren wird die Gewährleis-
tungspflicht ausgeschlossen. Hierbei bleiben dem Käufer jedoch Schadenser-
satzansprüche bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung 
von Leben, Körper und Gesundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässi-
gen Pflichtverletzung des Verkäufers beruhen, unbenommen. Es gelten hierfür 
die gesetzlichen Verjährungsfristen. Eine Rücksendung der Waren ist nur mit 
Zustimmung des Verkäufers zu tätigen. 

3. Soweit ein Mangel zum Zeitpunkt des Gefahrüberganges, trotz aller Sorgfalt, 
vorliegen sollte, hat der Käufer zunächst die Wahl, ob die Nacherfüllung durch 
Nachbesserung oder Ersatzlieferung erfolgen soll. Während der Nacherfül-
lung sind die Herabsetzung des Kaufpreises oder der Rücktritt vom Vertrag 
durch den Käufer ausgeschlossen. Eine Nachbesserung gilt mit dem erfolglo-
sen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht insbesondere aus 
der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Umständen etwas 
anderes ergibt. Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder hat der Verkäufer 
die Nacherfüllung insgesamt verweigert, kann der Käufer nach seiner Wahl 
Herabsetzung des Kaufpreises (Minderung) verlangen oder den Rücktritt vom 
Vertrag erklären. 

4. Schadensersatzansprüche wegen des Mangels kann der Käufer erst geltend 
machen, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder der Verkäufer die 
Nacherfüllung verweigert hat.  
 

§ 9  Haftung 
 

1. Der Verkäufer haftet nach den gesetzlichen Vorschriften uneingeschränkt für 
Schäden, aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung seinerseits oder 
einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung seiner Erfüllungsgehil-
fen beruhen. 

2. Der Verkäufer haftet auch für Schäden, die durch leichte Fahrlässigkeit verur-
sacht werden, soweit diese Fahrlässigkeit die Verletzung solcher Vertrags-
pflichten betrifft, deren Einhaltung für die Erreichung des Vertragszwecks von 
besonderer Bedeutung ist (Kardinalpflichten). Vertragswesentlich ist die Ver-
pflichtung zur rechtzeitigen Lieferung des von wesentlichen Mängeln freien 
Liefergegenstands, sowie Beratungs-, Schutz- und Obliegenheitspflichten, die 
dem Käufer die vertragsgemäße Verwendung des Liefergegenstands ermög-
lichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal des Käufers 
oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schäden bezwecken. 
Der Verkäufer haftet jedoch nur, soweit die Schäden in typischer Weise mit 
dem Vertrag verbunden und vorhersehbar sind. Bei leichten fahrlässigen Ver-
letzungen nicht vertragswesentlicher Nebenpflichten haftet der Verkäufer im 
Übrigen nicht. Die in den Sätzen 1 – 3 enthaltenen Haftungsbeschränkungen 
gelten auch, soweit die Haftung für die gesetzlichen Vertreter, leitenden An-
gestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen betroffen ist. 

 
§ 10  Sonstiges 
 

1. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterlie-
gen deutschem Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und der Verwei-
sungsvorschriften des deutschen Internationalen Privatrechts. 

2. Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 
diesem Vertrag ist unser Geschäftssitz, sofern sich aus der Auftragsbestäti-
gung nichts anderes ergibt. 

3. Alle Vereinbarungen, die zwischen den Parteien zwecks Ausführung dieses 
Vertrages getroffen werden, sind in diesem Vertrag schriftlich niedergelegt. 
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- Kaufvertrag im nicht-kaufmännischen Bereich (B2C)
Einsatz:
Die Errichterfirma verkauft ein 
Gerät ohne Montageleistung an 
einen privaten Kunden.

Beispiel: 
Verkauf eines Heimrauchmel-
ders ohne Montage an eine Pri-
vatperson.

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
- Kaufvertrag im nicht-kaufmännischen Bereich (B2C) 
 
 
§ 1  Vertragsabschluss und Vertragsinhalt 
 

Die vom Käufer unterzeichnete Bestellung ist ein bindendes Angebot. Der 
Verkäufer kann dieses Angebot innerhalb von zwei Wochen durch Zusendung 
einer Auftragsbestätigung annehmen oder innerhalb dieser Frist die bestellte 
Ware zusenden. Vertragsgegenstand ist die vom Käufer bestellte Ware. Be-
züglich der Beschaffenheit gilt die Angebotsbeschreibung. 

 
§ 2  Überlassene Unterlagen 
 

Alle im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag dem Käufer überlassenen Unter-
lagen, wie z.B. Kalkulationen, Zeichnungen, Planungsunterlagen etc., verblei-
ben bis zum Vertragsschluss im Eigentum des Verkäufers, im Übrigen behält 
er sich das Urheberrecht vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten nicht zugänglich 
gemacht werden, es sei denn, der Verkäufer erteilt dem Käufer seine aus-
drückliche schriftliche Zustimmung. Sollte der Vertrag nicht Zustandekommen, 
sind die Unterlagen unverzüglich an den Verkäufer herauszugeben. 

 

§ 3  Preise  
 

1. Die vom Verkäufer angegebenen Preise verstehen sich mit gesetzlicher 
Mehrwertsteuer. Sofern sich die gesetzliche Mehrwertsteuer nach Vertrags-
schluss erhöhen sollte, ist der Verkäufer berechtigt, diese im gleichen Umfang 
zu erhöhen. Die Preise verstehen sich zudem ab Werk, bzw. ab Lager. Liefer- 
und Versandkosten sind in den Preisen nicht enthalten. 

 
§ 4  Lieferzeiten, Lieferung, Gefahrübergang 
 

1. Die Lieferzeit beginnt mit dem Tage des Zugangs der vorbehaltlosen Kaufbe-
stätigung des Käufers beim Verkäufer. Dies setzt auch die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers voraus. 

2. Kommt der Käufer in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 
Mitwirkungspflichten, so ist der Verkäufer berechtigt, den hierdurch entste-
henden Schaden, einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu ver-
langen. Weitergehende Ansprüche bleiben vorbehalten. Dem Käufer bleibt 
seinerseits vorbehalten nachzuweisen, dass ein Schaden in der verlangten 
Höhe überhaupt nicht oder zumindest wesentlich niedriger entstanden ist. Die 
Gefahr eines zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung 
der Kaufsache geht in dem Zeitpunkt auf den Käufer über, in dem dieser in 
Annahme- oder Schuldnerverzug gerät. 

 
§ 5  Eigentumsvorbehalt 
 

1. Der Verkäufer behält sich das Eigentum an der gelieferten Sache bis zur voll-
ständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. 

2. Der Käufer ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn überge-
gangen ist, die Kaufsache pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er bei 
hochwertigen Gütern verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, 
Feuer- und Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Müssen 
Wartungs- und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Käufer diese 
auf eigene Kosten rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch nicht 
übergegangen ist, hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, wenn der gelieferte Gegenstand gepfändet oder sonstigen 
Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, die ge-
richtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu 
erstatten, haftet der Käufer für den entstandenen Ausfall.  

3. Der Käufer ist nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebes, 
und solange er nicht in Verzug ist, berechtigt, die Vorbehaltsware weiter zu 
verarbeiten, mit anderen Sachen zu verbinden, zu vermischen oder weiter zu 
veräußern. Jede anderweitige Verfügung über die Vorbehaltsware ist unzu-
lässig. Stundet der Käufer seinem Abnehmer den Kaufpreis, so hat er sich 
gegenüber diesem das Eigentum an der Vorbehaltsware zu den gleichen Be-
dingungen vorzubehalten, unter denen sich der Verkäufer gegenüber ihm das 
Eigentum bei Lieferung der Vorbehaltsware vorbehalten hat. Anderenfalls ist 
der Käufer zur Weiterveräußerung nicht ermächtigt. 

4. Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlan-
gen des Käufers freizugeben, soweit ihr Wert die zu sichernden Forderungen 
um mehr als 20 % übersteigt. 

 

 
§ 6  Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
 

1. Soweit der gelieferte Gegenstand bei der Übergabe nicht die zwischen dem 
Käufer und dem Verkäufer vereinbarte Beschaffenheit hat oder er sich nicht 
für die nach dem Vertrag vorausgesetzte oder allgemeine Verwendung eignet 
oder er nicht die Eigenschaften, die der Käufer nach den öffentlichen Äuße-
rungen des Verkäufers erwarten konnte, hat, so ist der Verkäufer zur Nacher-
füllung verpflichtet.  

2. Der Käufer hat zunächst die Wahl, ob die Nacherfüllung durch Nachbesse-
rung oder Ersatzlieferung erfolgen soll. Der Verkäufer ist jedoch berechtigt, 
die vom Käufer gewählte Art der Nacherfüllung zu verweigern, wenn sie nur 
mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist und die andere Art der Nacherfül-
lung ohne erhebliche Nachteile für den Käufer bleibt. Während der Nacherfül-
lung sind die Herabsetzung des Kaufpreises oder der Rücktritt vom Vertrag 
durch den Käufer ausgeschlossen. Eine Nachbesserung gilt mit dem erfolglo-
sen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht insbesondere aus 
der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Umständen etwas 
anderes ergibt. Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder der Verkäufer die 
Nacherfüllung insgesamt verweigert, kann der Käufer nach seiner Wahl Her-
absetzung des Kaufpreises (Minderung) verlangen oder den Rücktritt vom 
Vertrag erklären. 

3. Die Gewährleistungsfrist beträgt 2 Jahre, gerechnet ab Gefahrübergang, bei 
gebrauchten Sachen verkürzt sie sich auf ein Jahr. Diese Frist gilt auch für 
Ansprüche auf Ersatz von Mangelfolgeschäden, soweit keine Ansprüche aus 
unerlaubter Handlung geltend gemacht werden. 

4. Schadensersatzansprüche zu den nachfolgenden Bedingungen wegen des 
Mangels kann der Käufer erst geltend machen, wenn die Nacherfüllung fehl-
geschlagen ist oder der Verkäufer die Nacherfüllung verweigert hat. Das 
Recht des Käufers zur Geltendmachung von weitergehenden Schadenser-
satzansprüchen zu den nachfolgenden Bedingungen bleibt davon unberührt. 

 

§ 7  Haftung 
 
1. Der Verkäufer haftet unbeschadet vorstehender Regelungen und der nachfolgen-

den Haftungsbeschränkungen uneingeschränkt für Schäden an Leben, Körper und 
Gesundheit, die auf einer fahrlässigen oder vorsätzlichen Pflichtverletzung seiner 
gesetzlichen Vertretern oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie für Schäden, 
die von der Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz umfasst werden, sowie für 
alle Schäden, die auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzungen 
sowie Arglist, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen. 
Soweit der Verkäufer bezüglich der Ware oder Teile derselben eine Beschaffen-
heits- und/oder Haltbarkeitsgarantie abgegeben hat, haftet er auch im Rahmen die-
ser Garantie. Für Schäden, die auf dem Fehlen der garantierten Beschaffenheit 
oder Haltbarkeit beruhen, aber nicht unmittelbar an der Ware eintreten, haftet der 
Verkäufer allerdings nur dann, wenn das Risiko eines solchen Schadens ersichtlich 
von der Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantie erfasst ist. 

2. Der Verkäufer haftet auch für Schäden, die durch leichte Fahrlässigkeit verursacht 
werden, soweit diese Fahrlässigkeit die Verletzung solcher Vertragspflichten be-
trifft, deren Einhaltung für die Erreichung des Vertragszwecks von besonderer Be-
deutung ist (Kardinalpflichten). Vertragswesentlich ist die Verpflichtung zur recht-
zeitigen Lieferung des von wesentlichen Mängeln freien Liefergegenstands, sowie 
Beratungs-, Schutz- und Obliegenheitspflichten, die dem Käufer die vertragsgemä-
ße Verwendung des Liefergegenstands ermöglichen sollen oder den Schutz von 
Leib oder Leben von Personal des Käufers oder den Schutz von dessen Eigentum 
vor erheblichen Schäden bezwecken. Der Verkäufer haftet jedoch nur, soweit die 
Schäden in typischer Weise mit dem Vertrag verbunden und vorhersehbar sind. Bei 
leichten fahrlässigen Verletzungen nicht vertragswesentlicher Nebenpflichten haftet 
der Verkäufer im Übrigen nicht. Die in den Sätzen 1 – 3 enthaltenen Haftungsbe-
schränkungen gelten auch, soweit die Haftung für die gesetzlichen Vertreter, lei-
tenden Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen betroffen ist. 

3. Eine weitergehende Haftung ist ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend 
gemachten Anspruchs ausgeschlossen. Soweit die Haftung ausgeschlossen oder 
beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung der Angestellten, Arbeit-
nehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 

 

§ 8  Sonstiges 
 

1. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterlie-
gen deutschem Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und der Verwei-
sungsvorschriften des deutschen Internationalen Privatrechts. 
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